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UND DES REICHSBANNER „SCHWARZ-RÜT-GOLD" GAU NORD-WEST

Okt./Nov. 1963

Treffen des Reichsbanners
»Schwarz - Rot- Gold«

Wie in der September-Ausgabe schon 
mitgeteilt, hatte der Gau Nord-West am 
5./6. Oktober d. J. in Bremen zu einer 
Veranstaltung aufgerufen.

Vom FB waren am 5. Oktober in aller 
Frühe 23 Kameraden, teils mit Frauen, 
von hier abgefahren und trafen bis auf 
einen PKW, der etwas später erschien, 
zur festgesetzten Zeit in Bremen ein. Die 
Bremer Kameraden erwarteten uns an der 
Peripherie der Stadt und führten uns in 
ein in der Nähe liegendes Lokal, wo die 
Werteilung der Quartiere vorgenommen 
Jvurde.

Nach dem Mittagessen bei den einzel­
nen Bremer Kameraden trafen wir uns 
alle im Übersee-Hotel. Die Paderborner 
Kameraden und Abordnungen aus Han­
nover, Verden etc. waren schon dort. 
Während wir Berliner eine Stadtrundfahrt 
unternahmen, begann im Ubersee-Hotel 
mit Vertretern der Bremer Bürgerschaft 
eine kommunalpolitische Tagung, die uns 
drei Berlinern, die daran teilnahmen, in­
teressante Einblicke in die Arbeit der 
Bremer SPD-Fraktion ermöglichten.

, Anschließend war mit den Paderborner 
und Bremer Kameraden ein gemütliches 
Beisammensein im großen Saal des Nie­
derdeutschen Theaters. Hier konnten wir 
die Freundschaftsbande, die 1961 im Früh­
jahr hier bei uns angeknüpft waren, wei­
ter vertiefen. Ungeteilten Beifall erhielt 
der Kam. Fr. Meyer für sein Referat über 
die Situation in Berlin.

Am Sonntag vormittag war je nach Be­
darf eine Hafenrundfahrt, Stadtbesichti­
gung und a. m. Am Nachmittag begann 
dann für alle die Rückreise.

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß die Bremer Kameraden alles, aber 
auch alles getan haben, um uns den Be­
such so angenehm wie nur möglich zu 
machen.

Dafür sei allen Kameraden aus Bremen 
an dieser Stelle nochmals recht herzlichst 
gedankt, in der Hoffnung, daß wir uns an 
anderer Stelle recht bald wiedersehen. 
Dieser Gruß und Hinweis gilt auch für 
alle Kameraden aus Paderborn, Hannover, 
Verden und weitere. E. K.



Pankower Urlaubsbilanz
OS. Seit der Errichtung der Berliner 

Mauer und der damit verbundenen fak­
tischen Einstellung des Reiseverkehrs aus 
der Zone nach Westdeutschland sahen 
sich SED und Zonenregierung gezwungen, 
Ausschau nach einem Ausgleich für die in 
ihrer Bewegungsfreiheit beträchtlich ein­
geschränkte Zonenbevölkerung zu halten. 
Das seit 1962 propagandistisch stark her­
ausgestellte Urlaubsprogramm sollte die­
sem Ablenkungsmanöver dienen. Die Re­
klame mit den angeblich neu erschlosse­
nen Möglichkeiten zu Reisen in das „so­
zialistische Ausland" konnte nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß auch in ULBRICHTS 
„Arbeiterstaat" die Bäume nicht in den 
Himmel wachsen.

Der Star-Propagandist der SED, Ger­
hart EISLER, mußte zu Beginn der dies­
jährigen Urlaubssaison zugeben, daß es 
mit den Urlaubsreisen in die CSSR, nach 
Polen oder in andere Ostblockstaaten 
nicht zum Besten bestellt ist. Er konnte 
zwar darauf hinweisen, daß sich die Zahl 
der Touristenreisen von Zonenbürgern in 
das „sozialistische Ausland" von 114 000 
im Jahre 1959 auf 265 000 im Jahre 1962 
erhöht hat, erhob aber gleichzeitig seine 
warnende Stimme vor Hoffnungen, daß 
sich diese Zahl im Jahre 1963 wesentlich 
erhöhen ließe.

EISLER rief denjenigen Zonenbürgern, 
die 1963 auf einen Urlaub am Schwarzen 
Meer oder anderswo in Südosteuropa 
hofften, sehr deutlich in Erinnerung, daß 
das Reisen ins Ausland, selbst in einen 
„sozialistischen" Bruderstaat, eine Valuta- 
Frage sei. Solange die Zone keine wesent­
liche Verstärkung des Zustroms von aus­
ländischen Gästen verzeichnen könne, 
müsse der Touristenverkehr in die Ost­
blockstaaten zu Lasten des sowjetzonalen 
Außenhandels gehen.

Wenn auch im Jahr 1963 wie im Vor­
jahr die Zahl von rund 265 000 Touristen­
reisen aus der Zone ins Ausland erreicht 
werden sollte, so könnte dies nur dadurch 
möglich werden, daß die Sowjetzone 
wichtige Exportgüter für den Ausgleich 
der Reisekosten zur Verfügung stellt, was 

die Schwierigkeiten der Zonenwirtschaft 
erhöhen müßte. Ein Zahlungsbilanzaus­
gleich auf dem Sektor Reiseverkehr ist 
auch 1963 nicht möglich, weil nach offi­
ziellen Veröffentlichungen in diesem Jahr 
nur rund 100 000 Touristen aus dem Aus­
land in der Zone erwartet werden.

Man hat in Pankow nichts unterlassen, 
um seit dem Frühjahr im „sozialistischen", 
aber auch im „neutralistischen" und „kapi­
talistischen" Ausland für einen Reise­
verkehr in die Zone zu werben. Djä 
historischen Stätten Mitteldeutschland 
wie z. B. Dresden, Potsdam mit Sans­
souci und Weimar spielten in dieser Aus­
landswerbung eine große Rolle. Anfang 
August war in der Zonenpresse zu lesen, 
das DER-Reisebüro und das Komitee für 
Touristik und Wandern hätten eine gute 
Werbearbeit geleistet, so daß in diesem 
Jahr Touristen aus rund 50 Ländern zu 
erwarten seien. Dabei wurden nicht nur 
Touristenanmeldungen aus 40 Ländern 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas er­
wähnt, wobei ein „fester Vertrag" mit 
japanischen Reiseunternehmen besonders 
mit Lob bedacht wurde, sondern auch 
Gäste aus England, Frankreich, Holland, 
Kanada und sogar aus den USA.

Die Zahlenakrobatik Pankows hat sich 
immer als ein trügerisches Unternehmen 
erwiesen. Aber es ist bezeichnend für die 
wirkliche Situation, daß selbst ULBRICHTs 
Star-Propagandist Gerhart EISLER zu­
geben muß, auf wie tönernen Füßen die 
Zonenpropaganda steht. Einer Ve rs la 
kung des Zustroms ausländischer 
Touristen, so erklärte er, sei allein schon 
dadurch eine Grenze gesetzt, daß in der 
Zone einfach die Hotels und andere Un­
terbringungsmöglichkeiten für ausländi­
sche Gäste fehlen. Die Zulassung weiterer 
Gäste aus dem Ausland müsse zu Lasten 
der Zonenbevölkerung gehen, die selbst 
nicht genügend Urlaubsquartiere im 
eigenen Land zur Verfügung habe.

Wie wenig selbst die erstrangigen 
Reisezentren Mitteldeutschlands Quartiere 
für Auslandsgäste haben, enthüllte Pro­
fessor EISLER am Beispiel der Barock-
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Stadt Dresden. Viele Reiseanträge nach 
Dresden lägen aus der CSSR und Polen 
vor, die aber abgelehnt werden müssen, 
weil nicht nur die Hotels, sondern auch 
die Transportmöglichkeiten in Dresden 
zur Zeit noch nicht vorhanden seien.

Offenbar versucht man jetzt in der So­
wjetzone, neue Urlaubszentren für die 
eigene Bevölkerung, aber auch für Gäste 
aus dem Ausland zu erschließen. Da die 
Finanzmittel für neue Hotelbauten nicht 
zur Verfügung stehen, sollen künftig die 
weit billigeren Camping-Plätze auch für 
ausländische Besucher erweitert und neue 
beschaffen werden. Das Seengebi^t östlich 
“on Berlin soll nach den Pankower Plä­
nen ein neues Urlauberzentrum werden. 
Der Bezirk Frankfurt/Oder will für diese 
Zwecke jährlich 1 Million DM bereitstel­
len, um z. B. im Gebiet von Bad Saarow 
einen Anziehungspunkt für ausländische 
Touristen zu schaffen.

Was die Urlaubsmöglichkeiten der Zo­
nenbewohner im eigenen Lande betrifft, 
so konnte bei der prekären wirtschaft­
lichen Lage nicht viel getan werden. Dem 
FDGB, der der Hauptträger der Ferien­
aktion ist, standen auch im Jahre 1963 
nur rund 93 000 Quartiere zur Verfügung, 
von denen etwa 30 000 gepachtete Privat­
quartiere sind. Eine Verbesserung der 
Situation im Vergleich mit 1962 war kaum 
möglich.

Eine besondere Schwierigkeit für eine 
Verstärkung des Feriendienstes liegt 
darin, daß seit der Errichtung der Mauer 
am 13. August 1961 z. B. beträchtliche 
Teile der sowjetzonalen Ostseeküste zum 
Sperrgebiet erklärt wurden. Diese Rege­
lung machte es' notwendig, daß vielen 
Camping-Freunden, die auf einen Zelt­
platz an der Ostsee spekulierten, eine 
Absage erteilt werden mußte.

SPD-PRESSEDIENST MELDET:

Bauwirtschaft liegt zurück
OS.-Berlin — Trotz überdurchschnitt­

licher Leistungen im Juni dieses Jahres 
hat die Bauwirtschaft der Zone im ersten 
Halbjahr 1963 die Pläne erheblich unter­
erfüllt. Bauleistungen im Werte von 
383,8 Millionen Mark blieben unerledigt, 
so daß ein Zurückbleiben hinter dem 
■albjahresplan um 6,3 Prozent eingetre- 
Ten ist. Wie inzwischen bekannt wurde, 
hat sich der Rückstand im Juli d. J. noch 
vergrößert. Als Gründe werden vor allem 
das Fehlen von Material, Mangel an Ar­
beitskräften sowie Schwierigkeiten im 
Transportwesen genannt.

Fischkombinat contra Neptunwerft
OS.-Rostock — In einem offenen Brief 

hat das Fischkombinat Rostock die Nep­
tunwerft beschuldigt, durch Verschleppung 
notwendiger Reparaturen an Fischerei­
fahrzeugen die Versorgung der Bevölke­

rung zu gefährden. Im einzelnen weist das 
Kombinat darauf hin, daß in der laufen­
den Planperiode über 200 Zeitüberschrei­
tungen bei Reparaturen aufgetreten seien; 
während dieser Zeit hätten die Fahrzeuge 
stillgelegen. Tatsächlich hat die Werft­
leitung Arbeitskräfte und Material vom 
Reparaturbetrieb abgezogen, weil sie auf 
dem Standpunkt steht, daß durch Neu­
bauten die wertmäßige Erfüllung des 
Werftplanes eher zu erreichen ist als 
durch die wenig rentablen Reparatur­
arbeiten an Fischereifahrzeugen. Im Streit 
des Kombinats mit der Werft ist bisher 
keine Entscheidung gefallen, weil die zu­
ständigen Parteifunktionäre der SED-Be­
zirksleitung offenbar wenig Lust zeigen, 
zu Gunsten der Fischer zu intervenieren. 
Sie befürchten nämlich, daß sie bei einer 
möglichen Nichterfüllung des Neubaupro­
gramms, das hauptsächlich für aus­
ländische Besteller mit Vorrang durch­
geführt werden muß, zur Verantwortung 
gezogen werden.
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Staatsamateure
OS.-Leipzig — über die Behandlung der 

zonalen Staatsamateure wurden Einzel­
heiten bekannt, über die auf der DHfK 
gesprochen worden ist. Nach diesen In­
formationen werden Spitzensportler, bei 
denen Leistungsschwarikungen oder gar 
Leistungsrückgänge eintreten, zur „Über­
prüfung" in die Sportschule Kraischa (Kr. 
Freital) eingewiesen. Neben einem har­
ten Leistungstraining erfolgt eine strenge 
ärztliche und politische Überprüfung. 
Stellt sich im Verlauf der Überprüfung 
heraus, daß die Leistungsschwankungen 
gesundheitliche oder persönliche Gründe 
haben, die ernsthafter Natur sind, verliert 
der Sportler seine Privilegien. Am meisten 
gefürchtet sind die politischen Überprüfun­
gen, bei denen die Funktionäre von der 
These ausgehen, daß Leistungsschwan­
kungen durchaus ideologische Gründe 
haben können. Sportler, die bei interna­
tionalen Wettbewerben unter ihren son­
stigen Durchschnittsleistungen bleiben, 
werden in der Regel verdächtigt, sie hät­
ten das Ansehen der „DDR" schädigen 
wollen.

Kombinat brachte Schwierigkeiten
OS.-Torgau — Der Bau eines neuen 

Glaskombinats, in den der Staat 77 Mil­
lionen Mark investiert hatte, führte zu 
ernsten Schwierigkeiten in der Elbestadt 
Torgau. Als Folge des Kombinatsbaus hat 
sich die Wohnungs- und Arbeitskräfte­
lage erheblich verschärft, die Versorgung 
verschlechterte sich auffällig, was daraus 

resultiert, daß die Kontingente des Han­
dels nicht den neuen Zuständen angepaßt 
worden sind. In einem offiziellen Bericht 
heißt es dazu: „Viele Einwohner be­
trachten das Kombinat so, wie vielleicht 
früher die zwangsweise Einquartierung 
von Manöversoldaten: unangenehm, das 
normale Leben störend, aber unvermeid­
lich."

SED-Rache an ehemaligen 
Grenzgängern

OS.-Berlin — Trotz gegenteiliger Be­
hauptungen der SED werden ehemalig 
Grenzgänger, die vor dem 13. August 19™ 
in West-Berlin gearbeitet haben, nach wie 
vor drangsaliert. So wird aus dem Stahl- 
und Walzwerk Hennigsdorf bekannt, daß 
dort eingesetzte Grenzgänger um eine 
Lohngruppe niedriger entlohnt werden als 
die übrigen Kollegen mit vergleichbarer 
Tätigkeit. Außerdem wurden die Grenz­
gänger auf die schlechtesten Plätze ge­
stellt, wobei der Einsatz in den sogenann­
ten Gießgruben am gefürchtesten ist, weil 
es dort keinerlei Entlüftungsanlagen gibt. 
Nach einer Geheimanweisung der Be­
triebsparteiorganisation werden ehe­
malige Grenzgänger auch mit härtesten 
„disziplinarischen“ Strafen belegt. Ver­
spätungen und Versäumnisse, die der 
SED-Betriebsorganisation nicht aus­
reichend entschuldigt scheinen, werden 
mit Geldstrafen und Verweisen geahndet. 
Bei der vierten Beanstandung sollen ehe­
malige Grenzgänger prinzipiell in Arbeits­
lager eingewiesen werden.

Bezirkliche Nachrichten:
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